Rede von Nuray Yildirim zum Freiwilligen Polizeidienst in der  StaVo am 13.11.06

Herr Stadtverordnetenvorsteher, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Gäste,

Freiwilliger Polizeidienst. Das ist wieder so eine  Mogelpackung aus Wiesbaden wie die so genannte Unterrichtsgarantie plus. Die CDU will uns weismachen, man brauche keine Fachkräfte, sondern engagierte Bürger.  Die vor allem zwei Vorteile haben. Sie sind billig und können für sich keine Rechte aus diesen Beschäftigungsverhältnissen light  ableiten.

Herr Bouffier verspricht der freiwillige Polizeidienst sei ein wichtiger Schritt „zu  mehr Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger“. 

Tatsächlich will er nur davon ablenken,  dass durch Kürzungsmaßnahmen der CDU-Landesregierung überall in Hessen Stellen im Polizeidienst gestrichen werden. Dass die Kollegen oft viele Überstunden machen müssen. Und dass es zur Zusammenlegung und teilweise zur Aufgabe von Polizeirevieren kommt.

Im Kasseler Norden oder in Bettenhausen ist inzwischen nachts die Polizei nicht mehr erreichbar. So viel zum Thema mehr Sicherheit.

Völlig  zu Recht haben Polizisten bei den DGB-Protesten am 21.10.2006  auf ihre schlechten Arbeitsbedingungen hingewiesen. Zu Recht kritisieren auch Ortsbeiräte und Anwohner in Kassel diese Politik.

Den Verantwortlichen in Wiesbaden aber ist das egal. Wie hier in der Kassel wird auch dort von der CDU immer alles schön geredet. Ein Hilfssheriff mit 7 Euro pro Stunden ist nun mal billiger als ein ausgebildeter Polizist. Und das zählt.

Herr Koch selbst und seine Freunde haben sicher gut ausgebildete und bezahlte body-guards und Polizeikräfte zur Verfügung. Und das genügt doch.

Wir sehen die Polizei kritisch als Teil der Staatsgewalt, die auch in Kassel immer wieder eingesetzt wird, um  z.B. Demonstrationen zu bespitzeln. Es wird gefilmt, es werden unberechtigte Personenkontrollen durchgeführt. 

So sollen Menschen eingeschüchtert werden, die ihre demokratischen Rechte wahrnehmen. Trotzdem ist es nicht hinzunehmen, dass die Polizei nicht mehr erreichbar ist, wenn es 

zu Nachbarschaftskonflikten, zu Eigentumsdelikten, zu Lärmbelästigung oder Ruhestörung kommt. Nur weil die Landesregierung in diesem Bereich die Ausgaben kürzt. 

In der Stadtmitte in Kassel gibt es bereits jede Menge an Kontrolle und Bespitzelung der Bürger. Videoüberwachung, Ordnungskräfte der Stadt, private Sicherheitsdienste, Kaufhausdetektive etc. Diese Freiwilligenpolizei ist also überhaupt nicht notwendig. 

Wenn es Ihnen wirklich um die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger geht, dann sollten sie dafür sorgen, dass genügend, ausreichend ausgebildetes und richtig bezahltes Personal zur Verfügung steht. 

Wir werden aus den genannten Gründen den vorliegenden Antrag ablehnen.  

Vielen Dank
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